
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

An die 10. Vollversammlung am 8.11.2023 
der Kammer für Arbeiter und Angestellte Salzburg 
 

 

Energieversorgung ökologisch und sozial nachhaltig sicherstellen 

 
Neben der Industrie und dem Verkehr ist der Sektor Gebäude eine wesentliche 
Stellschraube, um die Treibhausemmissionen zu senken.1 Das Erneuerbare-Wärme-

Gesetz (EWG)2 spielt darin eine zentrale Rolle: Kernanliegen ist dabei, dass ab 2040 
keine fossilen Brennstoffe mehr zur Wärmeversorgung von Gebäuden verwendet 
werden. Gas- und Ölheizungen sollten sukzessive ausgetauscht werden. 

 
Die aktuelle Debatte um die Erhöhung der Gaspreise seitens der Salzburg AG zeigt 
auf, wie sehr vor allem Mieter:innen davon betroffen sind – sie haben meist keine 

Möglichkeit, einen Heizungstausch vorzunehmen und müssen am Ende die erhöhten 
Gaspreise stemmen. In der Umstellung der Gasheizungen (ca. 900.000)3 auf 
alternative Wärmeversorgung besteht die Möglichkeit, dass Österreich in der 

Energieversorgung unabhängiger wird und somit auch die Preisgestaltung stabiler und 
leistbarer wird. Abzulehnen ist auch, dass laut Entwurf Gasanlagen, die mit 
erneuerbarem Gas (grünem Gas) betrieben werden, auch nach 2040 weiter betrieben 

werden. Grünes Gas ist knapp und teuer. Mieter:innen hätten kaum Alternativen und 
müssten die hohen Kosten dafür bezahlen. Auch aus sozialer Notwendigkeit muss die 
Grüngas-Klausel gestrichen werden.  

 
Eine weitere Gefahr, die für Mieter:innen entstehen kann, so wie auch die Bundes-
Arbeiterkammer in ihrer Stellungnahme darlegt4, ist, dass es zu überbordenden 

Duldungspflichten für Mieter:innen kommt, wie es die Immo- und Wohnbaubranche 
bereits fordern. Dabei handelt es sich um wohnrechtliche Bestimmungen, die etwaige 
Umbaumaßnahmen innerhalb des Wohnraums in Folge des EWG ermöglichen. 5 
Gerade hier ist es wichtig, dass der Mieter:innenschutz nicht zugunsten der Interessen 

der Vermieter:innen auf der Strecke bleibt. 
 
Da es sich hierbei um einen ambitionierten Paradigmenwechsel in der 

österreichischen Energieversorgung handelt, muss sichergestellt werden, dass die 
damit entstehenden Kosten nicht auf die Breite der Bevölkerung im Allgemeinen und 
auf Mieter:innen im Speziellen abgewälzt werden. Die Verantwortung eines 

Heizungstausches und die damit verbundenen Kosten müssen von den 

 
1 https://www.umweltbundesamt.at/klima/treibhausgase    
2 https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/I/1773  
3 https://fridaysforfuture.at/themen/erneuerbaren-warme-gesetz  
4 https://emedien.arbeiterkammer.at/viewer/image/758416_GEBU_20220711_1750/  
5 https://www.derstandard.at/story/3000000187050/arbeitsgruppe-zum-wohnrecht-nimmt-arbeit-auf  
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Vermieter:innen übernommen werden und darüber hinaus muss sichergestellt werden, 

dass diese die Kosten nicht abwälzen.  
 
Mieter:innenschutz muss zusätzlich zu etwaigen Duldungspflichten im Kontext der 

Umbaumaßnahmen aufgrund des EWGs groß geschrieben werden. Ziel muss es sein, 
die Energieversorgung nicht bloß ökologisch nachhaltig für die Zukunft zu gestalten, 
sondern auch und insbesondere sozial nachhaltig. 
 

Im Entwurf gibt es zwar eine Bestimmung, die die sozialen Dimensionen in Blick hat: 

„Bund und Länder bekennen sich gemeinsam zur langfristigen sozialen Abfederung 

der ordnungsrechtlichen Verpflichtungen nach diesem Bundesgesetz und zur 

Ausarbeitung eines langfristigen Anreizplanes, auch unter Berücksichtigung der 

Effekte der ökosozialen Steuerreform.“ (§ 2 Abs. 3 des Entwurfs) Allerdings werden 

die damit zusammenhängenden Maßnahmen und Lösungen verschoben. Konkretere 

Maßnahmen und Bestimmungen, wie es zu einer „langfristigen sozialen Abfederung“ 

kommen kann, fehlen noch. 

 
 

Die AUGE/UG stellt daher den  
 

 
A N T R A G 

 
Die 10. Vollversammlung der Arbeiterkammer Salzburg fordert den 

österreichischen Nationalrat auf,  
 

● das Erneuerbare-Wärme-Gesetz (EWG) noch in dieser Legislaturperiode 
umzusetzen, 

● darüber hinaus, die damit zusammenhängenden wohnrechtlichen 
Bestimmungen und den Mieter:innenschutz in den Vordergrund zu 
stellen und etwaige Duldungspflichten nur im Sinne des EWG zu 

gestatten und behutsam zu erlassen sowie 
● die Kosten von energiepolitischen Maßnahmen nicht auf Mieter:innen 

abzuwälzen und daher klare Bestimmungen und Maßnahmen zur 

langfristigen sozialen Abfederung zu erstellen.  
● Zusätzlich muss die Grüngas-Klausel gestrichen werden, die es erlaubt, 

Gasanlagen nach 2040 weiter zu betreiben, wenn diese mit erneuerbarem 

Gas gespeist werden. 
 
 

 
Für die AUGE/UG 
 

 
 
 

 
 
Klaus Brandhuber 


